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1 Ausgangslage
Mit dem Postulat 21.3246 Seiler Graf wird der Bundesrat eingeladen, in einem Bericht 
die Risiken aufzuzeigen und Lösungsansätze zu prüfen, wenn namentlich in Märkten 
für hochspezialisierte Produkte mit wenig Anbietern Angehörige des obersten Kaders 
aus dem Staatsdienst in den in diesen Märkten tätigen Privatsektor übertreten, soge-
nannte «Pantouflage» (auch Drehtür-Effekt; englisch: Revolving Door), oder unser Mi-
lizsystem zusätzlich zur Vermischung von dienstlichen und privaten Pflichten und In-
teressen beiträgt. Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom 26. Mai 2021 
die Annahme des Postulates. Der Nationalrat hat das Postulat am 18. Juni 2021 ange-
nommen.

Die Bundesverwaltung hat ihre Beschaffungstätigkeiten für Güter und Dienstleistungen 
zentralisiert. Gemäss der Verordnung über die Organisation des öffentlichen Beschaf-
fungswesens der Bundesverwaltung1 sind das Bundesamt für Rüstung (armasuisse), 
das Bundesamt für Strassen (ASTRA), das Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL) 
und die Bundesreisezentrale (BRZ) die zentralen Beschaffungsstellen des Bundes. ar-
masuisse ist dabei unter anderem zuständig für die Beschaffung von – mehrheitlich 
hochspezialisierten – Rüstungsgütern, für die in der Regel eine beschränkte Anzahl 
von Anbieterinnen in Frage kommen. armasuisse bewegt sich damit in einem Mark-
tumfeld, das für die Beantwortung des Postulates besonders relevant ist. Die Postulan-
tin begründet ihr Anliegen zudem mit verschiedenen Verweisen auf Beschaffungen und 
Exponenten von armasuisse. 

Aufgrund dessen hat das VBS das Institut für Föderalismus der Universität Freiburg 
beauftragt, die aktuellen Vorkehrungen von armasuisse in Zusammenhang mit einem 
Wechsel von VBS-Personal in die Privatwirtschaft zu untersuchen sowie deren Risiken 
unter Berücksichtigung der bestehenden Regelungen des Bundespersonalgesetzes2 
(insbesondere Art. 20 und 23) und der Bundespersonalverordnung3 (insbesondere Art. 
94b) aufzuzeigen. Das unabhängige Gutachten «Korruptionsrisiken bei armasuisse im 
Zusammenhang mit der sogenannten Pantouflage» vom 23. Dezember 20224 analy-
siert Risiken, zeigt mögliche Ansätze zur Minderung dieser Risiken auf und formuliert 
damit verbundene Empfehlungen zur Risikoreduktion. Dabei werden auch die Gege-
benheiten des Arbeitsmarkts und die Sicherstellung der Wettbewerbsfähigkeit der Bun-
desverwaltung als Arbeitgeberin berücksichtigt. Der Wechsel kann mit negativen Kon-
sequenzen in Bezug auf die Integrität der öffentlichen Verwaltung verbunden sein und 
unter Umständen die Glaubwürdigkeit und die Reputation der Bundesverwaltung be-
einträchtigen. Gemäss Gutachten ist dies dann der Fall, «wenn ein enger Bezug zwi-
schen der bisherigen Tätigkeit im öffentlichen Dienst und der neuen Funktion im priva-
ten Sektor besteht, sodass durch den Wechsel tatsächliche, potenzielle oder schein-
bare Interessenkonflikte entstehen5». Das umgekehrte Phänomen, also der Stellen-
wechsel von der Privatwirtschaft in die öffentliche Verwaltung, wird als «reverse revol-

1 Vgl. Art. 9 Verordnung über die Organisation des öffentlichen Beschaffungswesens der Bundesverwaltung (Org-VöB) vom 24. Oktober 2012; SR 
172.056.15 

2 Bundespersonalgesetz (BPG) vom 24. März 2000; SR 172.220.1
3 Bundespersonalverordnung (BPV) vom 3. Juli 2001; SR 172.220.111.3
4 “Korruptionsrisiken bei armasuisse im Zusammenhang mit der sogenannten «Pantouflage», Gutachten vom 23. Dezember 2022 von Prof. Dr. An-

dreas Stöckli und Elisabeth Joller (MLaw), Institut für Föderalismus, Universität Freiburg. In der Folge «Gutachten». Abrufbar auf 
https://www.ar.admin.ch/de/ueber-armasuisse/korruptionspraevention/oeffentliche-beschaffungen.html

5 Vgl. Gutachten, S. 4

https://www.ar.admin.ch/de/ueber-armasuisse/korruptionspraevention/oeffentliche-beschaffungen.html
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ving door» bezeichnet. Auch dieser Vorgang kann in Bezug auf die Integrität der öffent-
lichen Verwaltung zu Problemen führen6. 

Das Gutachten der Universität Freiburg dient als Grundlage für den vorliegenden Be-
richt des Bundesrates.

2  Ergebnisse des externen Gutachtens
Das Gutachten hält fest, dass sich armasuisse als eine der zentralen Beschaffungs-
stellen des Bundes ihrer Verantwortung in Bezug auf Massnahmen zur Prävention von 
Interessenkonflikten bewusst ist und den personalrechtlichen Bestimmungen zur Be-
kämpfung von Korruption einen hohen Stellenwert einräumt. Das Gutachten kommt 
entsprechend zum Schluss, dass armasuisse die rechtlichen Rahmenbedingungen zur 
Bekämpfung von Korruption (insbesondere Art. 91 ff. BPV) umsetzt und Massnahmen 
zur Bekämpfung von Korruptionsrisiken ergriffen hat, die teilweise erheblich über die 
gesetzlichen Mindeststandards hinausgehen. Unter anderem hat armasuisse – zusätz-
lich zu den Bestimmungen auf Stufe Bund und VBS – eigene Weisungen über die An-
nahme von Geschenken, Einladungen und sonstigen Vorteilen erlassen, die in der Ein-
schätzung der Gutachter gegenüber den vorgenannten Bestimmungen wesentlich 
strenger und detaillierter sind7. Weiter werden neu eintretende Mitarbeitende spezifisch 
über ihre Verhaltenspflichten geschult. Dabei setzt armasuisse neben den allgemeinen 
Ausbildungen der Bundesverwaltung zusätzlich auf eigene Lernmodule, die auf die Ge-
gebenheiten von armasuisse zugeschnitten sind. Positiv gewürdigt wird weiter die Un-
befangenheitserklärung, die von allen Mitarbeitenden bereits vor Stellenantritt zu un-
terzeichnen ist. Angestellte von armasuisse verpflichten sich zudem, Interessenbindun-
gen, die zu einem Interessenkonflikt im Vergabeverfahren führen können, umgehend 
zu melden8. 

Einige der von armasuisse getroffenen Massnahmen sind auch im Zusammenhang mit 
Pantouflage relevant. Das Gutachten hebt diesbezüglich etwa die Unbefangenheitser-
klärung hervor. Auch die Personensicherheitsprüfung, die bei sämtlichen Mitarbeiten-
den von armasuisse durchgeführt wird, kann laut Gutachten dazu beitragen, sicher-
heitsrelevante Interessenkonflikte zu identifizieren. Gleichzeitig stellt das Gutachten 
fest, dass armasuisse bisher noch keine Massnahmen getroffen hat, die «spezifisch 
auf die Prävention und die Entschärfung von Interessenkonflikten im Zusammenhang 
mit Pantouflage gerichtet sind»9. Diesbezüglich wird festgehalten, dass Karenzfristen 
gemäss Art. 94b BPV eines der Instrumente sind, um Korruptionsrisiken zu minimieren. 
Gemäss Gutachten wird dieses Instrument von armasuisse bislang nicht oder nur sel-
ten – ähnlich wie in der gesamten Bundesverwaltung – eingesetzt. Relativierend weist 
das Gutachten darauf hin, dass die Karenzfrist namentlich im konkreten Fall, der in der 
Begründung des Postulates erwähnt wird, kaum Effekt gezeigt hätte. Die Karenzfrist ist 
eine zeitlich befristete Massnahme und hat so keine Wirkung auf Wechsel zwischen 

6 Vgl. Gutachten S. 4.
7 Weisungen des Rüstungschefs über die Annahme von Geschenken, Einladungen und sonstigen Vorteilen im Bundesamt für Rüstung armasuisse 

vom 1. Juli 2022.
8 Die Einschätzungen des Gutachtens werden auch von einem zweiten unabhängigen Expertenbericht gestützt. Vgl. “Korruptionsrisiken und Prä-

ventionsmassnahmen bei der Beschaffung von Rüstungsgütern», Bericht vom 15. September 2022 zum Postulat 21.3245 Seiler Graf von Dr. 
Christoph Jäger, Dr. Michael Daphinoff und Thomas Geiger, Kellerhals Carrard Bern KIG. Abrufbar auf https://www.ar.admin.ch/de/ueber-arma-
suisse/korruptionspraevention/oeffentliche-beschaffungen.html

9 Vgl. Gutachten, S. 59.

https://www.ar.admin.ch/de/ueber-armasuisse/korruptionspraevention/oeffentliche-beschaffungen.html
https://www.ar.admin.ch/de/ueber-armasuisse/korruptionspraevention/oeffentliche-beschaffungen.html
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der öffentlichen Verwaltung und der Privatwirtschaft, die mehrere Jahre auseinander-
liegen.

Weiter beleuchtet das unabhängige Gutachten den Interessenkonflikt zwischen dem 
wachsenden Bedürfnis des öffentlichen Sektors, wonach Arbeitnehmerinnen über Er-
fahrungen in der Privatwirtschaft verfügen sollen, und dem relativ neuen Fokus inner-
halb der Korruptionsprävention auf die Pantouflage. Je öfter Mitarbeitende zwischen 
dem privaten und öffentlichen Sektor ihre Stellen wechseln, desto mehr gewinnen das 
Thema der Pantouflage und die einhergehenden Risiken an Bedeutung. Das Gutach-
ten weist darauf hin, dass bei armasuisse insbesondere Mitarbeitende in hohen Kader-
funktionen und Kadermitarbeitende mit weitreichenden Weisungsbefugnissen von Kor-
ruptionsrisiken betroffen sind. 

Das Gutachten zeigt in diesem Kontext mögliche weiterführende Massnahmen auf. Die 
einzelnen Massnahmen werden im nächsten Kapitel diskutiert.

Gemäss Gutachten kann nicht abschliessend beurteilt werden, ob es in den konkreten 
Fällen, die im Postulat Seiler Graf erwähnt werden, tatsächlich zu Interessenkonflikten 
oder zu einer Treuepflichtverletzung der entsprechenden Angestellten gegenüber ar-
masuisse gekommen ist. Um eine derartige Untersuchung zu rechtfertigen, müssten 
Anzeichen für ein dienst‐ oder strafrechtlich relevantes Fehlverhalten vorliegen. Solche 
Anzeichen liegen in den im Postulat erwähnten Fällen nicht vor.

3 Umsetzung der Massnahmen
3.1 Unbefangenheitserklärung
Im externen Gutachten werden die vielfältigen Massnahmen seitens armasuisse im Zu-
sammenhang mit einer etwaigen Befangenheit gewürdigt. Als ergänzende Massnahme 
wird armasuisse empfohlen, die Unbefangenheitserklärung periodisch oder projekts-
pezifisch erneut einzufordern. Dabei sollte spezifisch auf Interessenkonflikte im Zusam-
menhang mit einer Bewerbung bei einer Anbieterin im Rahmen von Beschaffungsver-
fahren, mit einem Stellenangebot einer Anbieterin oder mit einem bereits unterzeich-
neten Arbeitsvertrag mit einer Anbieterin aufmerksam gemacht werden.

Der Bundesrat stellt fest, dass armasuisse die Empfehlung bereits heute weitgehend 
erfüllt. Generell haben Mitarbeitende der Bundesverwaltung, die in Beschaffungen in-
volviert sind, eine schriftliche Erklärung abzugeben, die besagt, dass sie keine privaten 
Verbindungen zu offerierenden Anbieterinnen haben. Mit der Unterschrift wird dekla-
riert, dass die unterschreibende Person nicht an einem Vergabeverfahren teilnehmen 
darf, wenn irgendwelche persönlichen Interessen tangiert werden oder eine persönli-
che Beziehung zu beauftragten Dritten besteht. Sollte dies der Fall sein, sind die Mit-
arbeitenden zu einem Verzicht an der Teilnahme im Vergabeverfahren verpflichtet. ar-
masuisse fordert diese Unbefangenheitserklärung bereits heute einmal jährlich bei den 
Mitarbeitenden ein. Seit Anfang 2023 müssen alle Mitarbeitenden periodisch – gekop-
pelt an den jährlichen Zielvereinbarungsprozess – die Unbefangenheitserklärung be-
stätigen. 

Darüber hinaus werden alle Mitarbeitenden bei ihrem Eintritt in die armasuisse bezüg-
lich möglicher Risiken im Zusammenhang mit Befangenheit sensibilisiert. In einem 
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ersten Schritt müssen dabei alle neuen Mitarbeitenden bereits im Rahmen des Anstel-
lungsverfahrens die Unbefangenheitserklärung unterzeichnen. In einem zweiten Schritt 
müssen sämtliche Mitarbeitende im Rahmen des Einführungsprogramms unterschied-
liche Pflichtlektionen – physisch und online – absolvieren, die auf die Problematik der 
Befangenheit hinweisen und hinsichtlich dieser sensibilisieren.

Im Rahmen der heute bestehenden Unbefangenheitserklärung von armasuisse wird 
nicht spezifisch auf Interessenkonflikte im Zusammenhang mit einer Bewerbung bei 
einer Anbieterin, mit einem Stellenangebot einer Anbieterin oder mit einem bereits un-
terzeichneten Arbeitsvertrag mit einer Anbieterin hingewiesen. Das VBS hat eine Er-
gänzung der Unbefangenheitserklärung in diesem Sinne geprüft. Es ist der Ansicht, 
dass die Unbefangenheitserklärung noch weiter verbessert werden könnte, wenn die 
beschriebenen Konstellationen explizit als Befangenheitsgründe aufgenommen wer-
den. Wie im Gutachten hervorgehoben wird, steht das auch im Einklang mit Art. 94a 
BPV, wonach das Vorliegen eines Stellenangebotes von einer natürlichen oder juristi-
schen Person, die an einem Geschäft oder einem Entscheidprozess beteiligt oder da-
von betroffen ist, namentlich als Befangenheitsgrund gilt10. Das VBS hat armasuisse 
beauftragt, die Unbefangenheitserklärung entsprechend anzupassen. armasuisse wird 
diese Ergänzung per 01. September 2023 in ihrer Unbefangenheitserklärung aufneh-
men.

3.2 Ausstandspflicht
Im Gutachten wird unterstrichen, dass die Pflicht, bei Befangenheit oder beim Anschein 
von Befangenheit in den Ausstand zu treten, ein wichtiges Instrument zur Vermeidung 
von Interessenkonflikten ist. Das Gutachten empfiehlt, dass beim Eintritt von neuen 
Mitarbeitenden eine individuelle Vereinbarung über die Ausstandspflicht abgeschlos-
sen werden soll, die auf die spezifischen Risiken im Einzelfall zugeschnitten ist. Dies 
solle insbesondere beim Wechsel aus Unternehmen der Rüstungsbranche in eine lei-
tende Funktion bei armasuisse Anwendung finden.

Aus Sicht des Bundesrates besteht kein Handlungsbedarf. Die bestehenden gesetzli-
chen Grundlagen und die Vereinbarungen, die armasuisse mit allen Mitarbeitenden im 
Rahmen der Arbeitsverträge bezüglich der Ausstandspflicht abschliesst, sind ausrei-
chend. So müssen Angestellte gemäss Art. 94a BPV in den Ausstand treten, wenn sie 
befangen sein könnten. Dabei genügt der Anschein der Befangenheit als Ausstands-
grund. Nicht vermeidbare Befangenheitsgründe müssen den Vorgesetzten rechtzeitig 
offengelegt werden (Art. 94a Abs. 3 BPV). Weiter dürfen Mitarbeitende gemäss Art. 13 
des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB)11 weder selbst-
ständige Entscheidungen in Vergabeverfahren treffen noch daran mitarbeiten, wenn 
ein potenzieller Interessenskonflikt vorliegt. Darüber hinaus werden neue Mitarbeitende 
bei ihrem Eintritt bei armasuisse auf bestehende Interessenkonflikte hin sensibilisiert. 
Zudem vereinbart armasuisse im Rahmen der Arbeitsverträge mit allen Mitarbeitenden 
besondere Vertragsbestimmungen bezüglich Interessenkonflikte und Nebenbeschäfti-
gungen. Die Mitarbeitenden verpflichten sich, Konflikte zwischen privaten Interessen 
und jenen des Bundes zu vermeiden und alles, was die Handlungsfähigkeit oder die 
Unabhängigkeit beeinträchtigen könnte, zu unterlassen. Interessenkonflikte oder der 

10 Vgl. Gutachten, S. 51.
11 Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) vom 21. Juni 2019; SR 172.056.1



Risiken bei der Beschaffung hochspezialisierter Produkte minimieren

7/10

Anschein eines solchen Konfliktes müssen den Vorgesetzten gemeldet werden. Die 
Verletzung der Meldepflicht wird im Arbeitsvertrag der Mitarbeitenden von armasuisse 
ausdrücklich als Kündigungsgrund genannt. 

3.3 Wechsel von armasuisse in die Rüstungsindustrie 
Mitarbeitende, die armasuisse verlassen und in die Rüstungsindustrie oder zu anderen 
Lieferanten wechseln, verfügen unter Umständen über Informationen, die nicht öffent-
lich zugänglich sind. Dieses Wissen kann für private Organisationen potenziell wertvoll 
sein. Das Gutachten kommt in diesem Zusammenhang zum Schluss, dass konkrete 
Berufsverbote (sprich die Karenzfrist, die das Verbot beinhaltet, für bestimmte Arbeit‐ 
oder Auftraggeber tätig zu sein, wenn diese Tätigkeit zu tatsächlichen, potenziellen 
oder scheinbaren Interessenkonflikten führt) nicht immer zielführend sind. Hingegen 
empfiehlt das Gutachten, im Rahmen eines Austrittsprozesses gezielt auf diese Pro-
blematik hinzuweisen. 

Das VBS hat die Empfehlung geprüft. Es ist der Ansicht, dass dieser Problematik im 
Wissen um die wachsende Bedeutung der Pantouflage höhere Priorität einzuräumen 
ist. Mitarbeitende, die im Rahmen ihrer Funktion mit sensiblen und nicht öffentlich zu-
gänglichen Informationen in Kontakt kommen und ihren Arbeitgeber verlassen, müssen 
im Rahmen ihres Austrittsprozess aktiv darauf hingewiesen werden, dass die Pflicht 
zur Wahrung des Berufs‐, Geschäfts‐ und Amtsgeheimnisses auch nach der Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses weiterhin bestehen bleibt (Art. 22 BPG, Art. 94 Abs. 2 BPV, 
Art. 320 StGB12). Das VBS hat armasuisse beauftragt, den Hinweis in geeigneter Form 
und an geeigneter Stelle in ihrem Austrittsprozess zu standardisieren. armasuisse wird 
dies ab dem 01. Oktober 2023 im Austrittsprozess standardisieren.

3.4 Verbot als Vertretung gegenüber armasuisse
Gemäss Gutachten kann nach dem Übertritt von Mitarbeitenden von armasuisse in die 
Rüstungsindustrie ein zeitlich begrenztes Verbot über die Vertretung gegenüber arma-
suisse erwogen werden. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, dass ein generelles Verbot nicht sinnvoll ist. Bei über-
tretenden Mitarbeitenden weist armasuisse auf Interessenskonflikte hin, eine fortge-
führte Zusammenarbeit wird aber nicht explizit ausgeschlossen. Ein Verbot, als Vertre-
tung gegenüber armasuisse aufzutreten, würde einem Eingriff in die Wirtschafts- und 
Vertragsfreiheit der betreffenden Angestellten gleichkommen und bedürfte einer ge-
setzlichen Grundlage. Ein derartiges Verbot könnte geeignete Bewerbende abschre-
cken und die Gewinnung von schwierig zu rekrutierenden Fachkräften erheblich er-
schweren. Der Bundesrat ist daher der Ansicht, dass eine Sensibilisierung auf die fort-
geführte Wirkung des Berufs‐, Geschäfts‐ und Amtsgeheimnis nach Auflösung des 
Dienstverhältnisses gemäss Art. 22 BPG, wie dies das VBS armasuisse bereits beauf-
tragt hat (vgl. 3.3), dem Schutzbedürfnis genügt. 

12 Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGB) vom 21. Dezember 1937; SR 311.0
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3.5 Arbeitsverbot, in einem laufenden Beschaffungsverfahren für 
Lieferanten oder Partner zu arbeiten (Karenzfrist)

Das externe Gutachten empfiehlt, dass sich ehemalige Mitarbeitende auf Anbieterin-
nen-Seite nicht an einem Beschaffungsverfahren beteiligen dürfen, in dem sie zuvor in 
ihrer Rolle bei armasuisse involviert waren. Ein entsprechender Interessenkonflikt kann 
laut Gutachten mit dem Instrument der Karenzfrist minimiert werden.

Für die Vereinbarung einer Karenzfrist kommen gemäss Art. 2 Abs. 1 und 1bis i. V. m.  
Art. 94b Abs. 1 BPV folgende Funktionen in Frage: 

-  Staatssekretäre und Staatssekretärinnen;

- Amtsdirektoren und Amtsdirektorinnen sowie Personen, die in den Departementen 
vergleichbare Verantwortung tragen;

- Generalsekretäre und Generalsekretärinnen sowie 

- Stellvertreter und Stellvertreterinnen dieser Funktionsträger;

- Angestellte mit massgeblichem Einfluss auf Einzelentscheide von erheblicher 
Tragweite oder mit Zugang zu weitreichenden Informationen. 

Die Vereinbarung einer Karenzfrist stellt einen Eingriff in die verfassungsrechtlich ge-
schützte Wirtschaftsfreiheit der betroffenen Mitarbeitenden (Art. 27 BV) dar. Aus Sicht 
des Bundesrates soll die Karenzfrist (Art. 94b BPV) in erster Linie auf die Funktionsträ-
ger des Topkaders fokussieren. Diese Funktionen sind politisch exponiert und könnten 
somit bei unmittelbaren Wechseln in die Privatwirtschaft den Ruf der Bundesverwal-
tung schädigen. Bei allen übrigen Angestellten (Stellvertretung des Topkaders und An-
gestellte mit massgeblichem Einfluss auf Einzelentscheide von erheblicher Tragweite 
oder mit Zugang zu weitreichenden Informationen) ist die Vereinbarung einer Karenz-
frist nur dann angebracht, wenn im Einzelfall keine milderen Mittel angewendet werden 
können, um Interessenkonflikte vorzubeugen. Der Bundesrat hält fest, dass arma-
suisse der Korruptionsprävention und der Vermeidung von Interessenkonflikten einen 
hohen Stellenwert einräumt. Gemäss seiner Strategie gegen die Korruption 
2021-202413, wonach von der Karenzfrist vermehrt Gebrauch gemacht werden soll, um 
Interessenskonflikte zu vermeiden, hat der Bundesrat beschlossen, im Arbeitsvertrag 
für den designierten Rüstungschef eine Karenzfrist anzuwenden. Diese sieht vor, dass 
der künftige Rüstungschef nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses während 
zwölf Monaten keine bezahlte oder unbezahlte Tätigkeit bei einem Arbeitgeber oder für 
einen Arbeitgeber ausüben darf, der in den letzten zwölf Monaten vor Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses massgeblich von Rüstungsaufträgen profitiert hat. Zudem wurde 
für die Zeit der Karenzfrist keine Entschädigung vereinbart. 

3.6 Freistellung nach Kündigung
Kündigt die angestellte Person das Arbeitsverhältnis, so kann der Arbeitgeber sie von 
der Arbeit freistellen, wenn das Vertrauen nicht mehr vorhanden ist und der Anschein 
eines Interessenkonflikts besteht (Art. 103a Abs. 1ter BPV). Das Gutachten thematisiert 

13 Strategie des Bundesrates gegen die Korruption 2021-2024 (admin.ch)

https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/publikationen.html/content/publikationen/de/eda/schweizer-aussenpolitik/Strategie_BR_gegen_Korruption_2021-2024
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eine solche Freistellung vor allem von Mitgliedern der Unternehmensleitung der arma-
suisse und deren Stellvertretungen als weitere mögliche Massnahme. 

Eine Freistellung bezogen auf armasuisse würde bedeuten, dass die obersten Kader, 
also der oder die Rüstungschefin sowie die Mitglieder der Unternehmensleitung und 
deren Stellvertretungen, bei einem Arbeitsvertragsabschluss mit einem Lieferanten 
oder Partner freigestellt würden. Aus Sicht des Bundesrates liegt die Anwendung einer 
Freistellung, im Rahmen der Voraussetzungen von Art. 103a BPV, im Ermessensspiel-
raum der je nach Position zuständigen Stelle gemäss Art. 2 BPV. Im Falle von arma-
suisse entscheidet dies der Bundesrat für die Rüstungschefin oder den Rüstungschef, 
die Departementsvorsteherin oder der Departementsvorsteher VBS für die oder den 
stellvertretende/n Rüstungschef/in und die Rüstungschefin oder der Rüstungschef für 
die weiteren Mitglieder der Unternehmensleitung und deren Stellvertretungen. Eine 
Freistellung ist im Eintretensfall fallweise zu prüfen. Um allfällige Interessenkonflikte zu 
verhindern, ist die Ausstandspflicht anzuwenden (vgl. 3.2).

Weiter stellt das Gutachten fest, dass armasuisse keine explizite Meldepflicht kennt, 
wenn Mitarbeitende einen Arbeitsvertrag mit einem privaten Unternehmen abschlies-
sen, das zu den Partnern oder Lieferanten von armasuisse gehört. Der Bundesrat hält 
dazu fest, dass diese Meldepflicht implizit mit der Vereinbarung bezüglich Interessen-
konflikte, die armasuisse im Rahmen der Arbeitsverträge mit allen Mitarbeitenden trifft, 
abgedeckt wird (vgl. 3.2). 

4 Fazit und Massnahmen
Das unabhängige Gutachten des Instituts für Föderalismus der Universität Freiburg 
stellt armasuisse bezüglich der Massnahmen zur Korruptionsprävention ein gutes 
Zeugnis aus. Der unabhängige Expertenbericht der Anwaltskanzlei Kellerhals Carrard 
vom 15. September 202214, der im Zusammenhang mit dem Bericht in Erfüllung des 
Postulates Seiler Graf «Korruptionsrisiken bei der Beschaffung von Rüstungsgütern 
minimieren» (21.3245) verfasst wurde, bestätigt ebenfalls, dass armasuisse die Be-
stimmungen des Bundes und des VBS gegen die Korruption konsequent umsetzt und 
sowohl die Anbieterinnen als auch Mitarbeitende transparent über die diesbezüglichen 
Regelungen und Präventionsmassnahmen informiert. Auch die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle (EFK) hält in ihrem Prüfbericht 22130 «Prüfung ausgewählter Beschaf-
fungen» vom 15.05.202315 fest, dass armasuisse über die notwendigen Instrumente 
für Korruptionsprävention verfügt und neben den Vorgaben des Bundes und des VBS 
zusätzliche Anstrengungen unternimmt, um der Gefahr der Korruption bei Beschaffun-
gen systematisch entgegenzutreten. 

Der Bundesrat hebt hervor, dass armasuisse breite und weitreichende Massnahmen 
ergriffen hat, um Risiken im Zusammenhang mit Interessenkonflikten vorzubeugen. Er 
stellt fest, dass armasuisse die Mehrzahl der im Gutachten erwähnten Massnahmen 
bereits umsetzt und die bestehenden Mittel der armasuisse zweckmässig sind, um die 
Risiken im Zusammenhang mit der Pantouflage zu minimieren. Gleichzeitig nimmt der 

14 “Korruptionsrisiken und Präventionsmassnahmen bei der Beschaffung von Rüstungsgütern», Bericht vom 15. September 2022 zum Postulat 
21.3245 Seiler Graf von Dr. Christoph Jäger, Dr. Michael Daphinoff und Thomas Geiger, Kellerhals Carrard Bern KIG.

15 Prüfbericht EFK-22130 vom 15.05.2023. 
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Bundesrat zur Kenntnis, dass das VBS armasuisse im Sinne einer kontinuierlichen Ver-
besserung bereits beauftragt hat, die folgenden Massnahmen umzusetzen: 

Erstens soll armasuisse die bestehende Unbefangenheitserklärung damit ergänzen, 
dass spezifisch auf Interessenkonflikte, die im Zusammenhang mit einer Bewerbung 
bei einer Anbieterin, mit einem Stellenangebot einer Anbieterin oder mit einem bereits 
unterzeichneten Arbeitsvertrag mit einer Anbieterin, hingewiesen wird. 

Zweitens soll armasuisse Mitarbeitende, die im Rahmen ihrer Funktion mit sensiblen 
und nicht öffentlich zugänglichen Informationen in Kontakt kommen und ihren Arbeit-
geber verlassen, im Rahmen ihres Austrittsprozess aktiv darauf hinweisen, dass das 
Berufs‐, Geschäfts‐ und Amtsgeheimnis nach Art. 22 BPG auch nach Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses weiterhin gilt. armasuisse wird dies im Austrittsprozess standardi-
sieren. 


